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Mit Befremden lesen wir, Mitarbeiter_innen und Studierende des Instituts für Germanistik der 

Universität Wien, den offenen Brief zur geschlechtersensiblen Schreibweise, der u. a. von 

emeritierten Professoren unseres Instituts verfasst und unterzeichnet wurde.  

Es sind im Wesentlichen zwei Umstände, die uns irritieren: Zum einen enthält dieser Brief 

zahlreiche sachliche Fehler, auf die wir in unserer Stellungnahme beispielhaft eingehen 

werden. Zum anderen wird von den Unterzeichneten vehement eine sprachfeministische 

Dominanz behauptet und sogleich, dieser Logik folgend, (sprachliche) „Normalität“ 

gefordert. Beides, die Behauptung und die Forderung, sind Ausdruck von Positionen, die zur 

Folge haben, dass Menschen, die dieser „Normalität“ oder Logik nicht entsprechen (wollen), 

sprachlich nicht repräsentiert werden.  

Dagegen ist das Sichtbarmachen von Differenz und Vielfalt ein grundlegendes Anliegen 

geschlechtersensibler Sprache. Es ist eine der zentralen Einsichten der Sprachwissenschaft 

und -philosophie des 20. Jahrhunderts, dass Sprache nicht einfach Realität abbildet und 

gegebene Sachverhalte beschreibt, sondern Handlungen vollzieht und soziale Tatsachen 

schafft. Damit vermag Sprache unsere Wahrnehmung und soziale Realität zu verändern. So 

soll z.B. die Verwendung des Unterstrichs (Kolleg_innen usw.) darauf verweisen, dass es 

mehr als zwei Geschlechter gibt und Geschlechtsidentitäten sich nicht in einem binären 

Schema erschöpfen. Dass solche kreativen Schreibweisen die Welt nicht allein verändern 

können, ist selbstverständlich – aber sie können sensibilisieren und unsere etablierten Denk- 

und Wahrnehmungsweisen herausfordern.  

  

1. Was Sprache tut 

Die Vorstellung von Sprache als einem Werkzeug, das ausschließlich der problemlosen 

Verständigung dient, ist seit langem überholt und muss gerade bei Literatur- und 

Sprachwissenschaftler_innen überraschen. Eine solche Vorstellung reduziert Sprache auf ihre 

kommunikative Funktion und leugnet ihre wesentlich soziale und politische Dimension.  Der 

offene Brief vollzieht damit einen performativen Selbstwiderspruch: Einerseits ist er eine 

öffentliche polemische Stellungnahme zur – in seiner eigenen Sprache – „Durchsetzung 

partikulärer Interessen“, er interveniert auf gesellschaftspolitischer Ebene und versucht, 

„regulierend einzugreifen“; andererseits leugnet er die Möglichkeit einer solchen Intervention 

(„Sprache dient [...] einzig und allein der problemlosen Verständigung“) und verurteilt 

derartige Versuche – und somit in letzter Konsequenz sein eigenes Anliegen – als 

„sprachliche Zwangsmaßnahmen“. Damit wird ein partikulares Interesse, nämlich patriarchale 

und asymmetrische Strukturen in der Gegenwartssprache weiter aufrechtzuerhalten, als 

Normalität behauptet. 

  

 



2. „Natürliches“ und „grammatisches“ Geschlecht 

Innerhalb der Sprachwissenschaft wird zwischen dem sogenannten „natürlichen“ und dem 

„grammatischen“ Geschlecht unterschieden. Ein Beispiel: Wenn man über eine konkrete 

Person spricht, die als weiblich adressiert wird, so wird der Nominalstamm (etwa Kolleg-) um 

eine feminine Endung „-in“ (= „natürliches“ Geschlecht) ergänzt. Beim Wort Mensch findet 

dies nicht statt (= „grammatisches“ Geschlecht, da es sich um eine verallgemeinernde 

Personenbezeichnung handelt: also entweder maskulin (der Mensch), feminin (die Person) 

oder auch neutral (das Individuum).   

Aus gendertheoretischer Perspektive ist die „natürliche“ Gegebenheit der 

Zweigeschlechtlichkeit zu hinterfragen. Sowohl historisch als auch kulturell wird die binäre 

Opposition von Frau/Mann der Vielfalt unterschiedlicher Geschlechtermodelle nicht gerecht. 

Wie wir unsere Geschlechtsidentität leben und ausdrücken, ist Ergebnis sozialer und 

kultureller Prozesse und Praktiken, zu denen wesentlich auch sprachliche Praktiken gehören.  

  

3. Sprache und Demokratie 

Die Idee einer feministischen Dominanz und Verordnungspraxis „von oben“ gegen die 

„natürliche Gewachsenheit von Sprache“ ist zweierlei Hinsicht falsch: erstens historisch, 

insofern feministische Kritik sich im Kontext emanzipatorischer Bewegungen entwickelt hat 

– also von „unten“; zweitens strukturell, insofern feministische Praxis sich  gegen eine 

scheinbare „Normalität“ wendet, die letztlich auf gesellschaftlichen wie sprachlichen 

Hierarchien und Ausschlüssen beruht. Die in dem offenen Brief behauptete Überpräsenz 

gendertheoretischer Forschung, Lehre und (wissenschafts-)politischer Praxis entspricht 

keineswegs der akademischen Realität. Das Gegenteil ist der Fall, wie sich mit Blick auf 

Vorlesungsverzeichnisse oder gegenwärtige öffentliche Debatten leicht zeigen lässt.  

Die Notwendigkeit, kritisch-feministische und gendertheoretische Forschung weiter 

voranzutreiben, ergibt sich aus dem Umstand, dass traditionelle Konzeptionen von 

„Männlichkeit“ und „Weiblichkeit“ gegenwärtige gesellschaftliche Asymmetrien und 

politische Denkweisen immer noch mitbestimmen (Stichwörter: Lohnschere, 

Armutsverteilung, Kinderbetreuung und Pflegeaufgaben, Aufstiegschancen sowie sprachliche 

und politische Repräsentation). 

Als germanistische Literatur- und Sprachwissenschaftler_innen ist uns nicht nur die deutsche 

Sprache in all ihren Varietäten ein zentrales Anliegen, sondern auch die Menschen, die in und 

mit dieser Sprache leben. Daher unterstützen wir geschlechtersensible Schreibweisen als 

Ausdruck eines respektvollen demokratischen Miteinanders. 
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